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Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr die 


K ö 11 1 0 Preußiſchen Staaten. 


No. 37. 


(No. 1949.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 11. November 1838., betreffend die Deklaration 
e des F. 79. Titels 35. der Prozeßordnung über die außerordentlichen und 
LE willkührlichen Leibesſtrafen in fiskaliſchen Unterfuchungsfachen. 


Auf Ihren Bericht vom 30. September d. J. erklaͤre Ich, im Einverſtaͤndniß 
mit Ihrer Anſicht, daß im $. 79. Tit. 35. der Prozeßordnung nicht bezweckt 
worden iſt, die in fiskaliſchen Unterſuchungsſachen zu erkennenden außerordentlichen 
Leibesſtrafen in ihrer laͤngſten Dauer auf ſechs Wochen Gefaͤngniß zu beſchraͤn⸗ 
ken, wie einige Gerichtshoͤfe irrthuͤmlich annehmen. Dieſe Beſchraͤnkung iſt viel⸗ 
mehr nur für den im zweiten Satze des angeführten $. 79. gedachten Fall an⸗ 
geordnet, wenn geſetzlich auf eine willkuͤhrliche Leibesſtrafe zu erkennen if, Der 
$. 79. ſtellt daher die beiden folgenden, von einander ganz unabhängigen Re⸗ 
geln auf: 

1) ft die ordentliche Strafe des denunziirten Verbrechens eine Leibesſtrafe, 
fo muß der Richter die außerordentliche Strafe ($. 75. g. a. O.) in einer 
gelinderen Gattung und von kuͤrzerer Dauer beſtimmen. 

2) Tritt bei dem Verbrechen geſetzlich eine willkuͤhrliche Strafe ein, ſo kann 
dieſelbe, wenn der Richter eine Leibesſtrafe fuͤr angemeſſen erachtet, nie⸗ 
mals über ſechs Wochen Gefaͤngniß ausgedehnt werden. (F. 35. Tit. 20. 
Th. II. A. L. R.) 

Sie haben dieſe Belehrung den Gerichten mittelſt Bekanntmachung dieſer Mei⸗ 
ner Order durch die Geſetzſammlung zu eroͤffnen. 
Berlin, den 11. November 1838. 


Friedrich Wilhelm. 
An 


die Staats» und Juſtizminiſter v. Kamptz und Muͤhler. 


(No. 1949—1950.) Jahrgang 1838. Lill (No. 1950.) 
(Ausgegeben zu Berlin den 8. Dezember 1838.) 5 
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Go. 19500. Miniſterial⸗Erklärung zur Erläuterung und Ergänzung der mit der Königlich 
ade, FR au. Are. Gächſiſchen Regierung wegen der wechſelſeitigen Uebernahme der Ausge⸗ 


a Ei wieſenen beſtehenden Konvention vom Sr 1820. D.d. Berlin, 
den 12. November 1888. 


Fur Beſeitigung derjenigen Zweifel und Mißverſtaͤndniſſe, welche ſich ſeither 
über die Auslegung der Beſtimmungen $. 2. a. und c. der zwiſchen der Koͤnig⸗ 
lich Preußiſchen und der Koͤniglich Saͤchſiſchen Regierung beſtehenden Konven⸗ 


tion wegen wechſelſeitiger Uebernahme der Ausgewieſenen vom me 18 
namentlich 


a, in Beziehung auf die Beantwortung der Frage: ob und in wie weit 
die in der Staatsangehoͤrigkeit ſelbſtſtaͤndiger Individuen eingetretenen 
Veränderungen auf die Staatsangehoͤrigkeit der unſelbſtſtaͤndigen, d. h. 
aus der Alterlichen Gewalt noch nicht entlaffenen Kinder derſelben von 
Einfluß ſeyen? 8 

. ſo wie | 

b. über die Beſchaffenheit des, $. 2. o. der Konvention erwähnten zehn⸗ 
jaͤhrigen Aufenthalts und den Begriff der Wirthſchaftsfuͤhrung 

ergeben haben, ſind die gedachten Regierungen, ohne hierdurch an dem, in der 

Konvention ausgeſprochenen Prinzipe etwas aͤndern zu wollen, daß die Unter⸗ 

thanenſchaft eines Individuums jedesmal nach der eignen innern Geſetzgebung 

des betreffenden Staates zu beurtheilen ſey, dahin uͤbereingekommen, hinkuͤnftig 

und bis auf Weiteres, nachſtehende Grundſaͤtze gegenſeitig zur Anwendung ger 

langen zu laſſen, und zwar ö 
zu a. 

1) daß unſelbſtſtaͤndige, d. h. aus der aͤlterlichen Gewalt noch nicht ent⸗ 
laſſene Kinder, ſchon durch die Handlungen ihrer Aeltern an und für 
ſich und ohne daß es einer eignen Thaͤtigkeit oder eines beſonders be⸗ 
gruͤndeten Rechts der Kinder beduͤrfte, derjenigen Staatsangehoͤrigkeit 
theilhaftig werden, welche die Aeltern waͤhrend der Unſelbſtſtaͤndigkeit 
ihrer Kinder erwerben, 
ingleichen l 

2) daß dagegen einen ſolchen Einfluß auf die Staatsangehoͤrigkeit unſelbſt⸗ 
ſtaͤndiger ehelicher Kinder, diejenigen Veraͤnderungen nicht aͤußern 
koͤnnen, welche ſich nach dem Tode des Vaters derſelben in der 
Staatsangehoͤrigkeit ihrer ehelichen Mutter ereignen, indem vielmehr 
über die Staatsangehoͤrigkeit ehelicher unſelbſtſtaͤndiger Kinder lediglich 

5 die 
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die Kondition ihres Vaters entſcheidet, und Veraͤnderungen in deren 
Staatsangehoͤrigkeit nur mit Zuſtimmung ihrer vormundſchaftlichen Be⸗ 
hoͤrde eintreten koͤnnen. 
Naͤchſtdem fol 
zu b. 
die Verbindlichkeit eines der kontrahirenden Staaten zur Uebernahme eines In⸗ 
dividuums, welches der andere Staat, weil es ihm aus irgend einem Grunde 
laͤſtig geworden, auszuweiſen beabſichtigt, in den Faͤllen des §. 2. c. der Kon⸗ 
vention eintreten: = 
1) wenn der Auszumeifende fih in dem Staate, in welchem er ausgewie⸗ 47. Aa, meg. 
ſen werden ſoll, verheirathet, und außerdem zugleich eine eigne Wirth⸗ 
ſchaft geführt hat, wobei zur näheren Beſtimmung des Begriffs 
von Wirthſchaft anzunehmen iſt, daß ſolche auch dann ſchon eintrete, 
wenn ſelbſt nur einer der Eheleute ſich auf eine andere Art, als im 
herrſchaftlichen Geſindedienſte, Bekoͤſtigung verſchafft hat; 
oder 
2) wenn Jemand ſich zwar nicht in dem Staate, der ihn uͤbernehmen 
ſoll, verheirathet, jedoch darin ſich zehn Jahre hindurch ohne Unter⸗ 
brechung aufgehalten hat, wobei es dann auf Konſtituirung eines Do⸗ 
mizils, Verheirathung und ſonſtige Rechtsverhaͤltniſſe nicht weiter an⸗ 
kommen ſoll. ö 
Endlich ſind die genannten Regierungen zugleich annoch dahin uͤbereingekommen: 
Können die reſp. Behörden über die Verpflichtung des Staats, dem 
die Uebernahme angeſonnen wird, der in der Konvention und vorſtehend 
aufgeſtellten Kennzeichen der Verpflichtung ungeachtet, bei der daruͤber 
ſtattfindenden Korreſpondenz ſich nicht vereinigen, und iſt die diesfaͤllige 
Differenz derſelben auch im diplomatiſchen Wege nicht zu beſeitigen 
geweſen; ſo wollen beide kontrahirende Theile den Streitfall zur kom⸗ 
promiſſariſchen Entſcheidung eines ſolchen dritten Deutſchen Bundes⸗ 
Staates ſtellen, welcher ſich mit beiden kontrahirenden Theilen wegen 
gegenſeitiger Uebernahme der Ausgewieſenen in denſelben Vertragsver⸗ 
haͤltniſſen befindet. ö f 
Die Wahl der zur Uebernahme des Kompromiſſes zu erſuchenden 
Bundesregierung bleibt demjenigen der kontrahirenden Theile uͤberlaſ⸗ 
ſen, der zur Uebernahme des Ausgewieſenen verpflichtet werden ſoll. 
An dieſe dritte Regierung hat jede der betheiligten Regierungen jedes⸗ 
mal nur eine Darlegung der Sachlage, wovon der andern Regierung 
eine Abſchrift nachrichtlich mitzutheilen iſt, in kuͤrzeſter Friſt einzuſenden. 
Bis die ſchiedsrichterliche Entſcheidung erfolgt, gegen deren Inhalt 
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von keinem Theile eine weitere Einwendung zuläffig iſt, hat derjenige 
Staat, in deſſen Gebiet das auszuweiſende Individuum beim Entſtehen 
der Differenz ſich befunden, die Verpfſichtung, daſſelbe in ſeinem Ge⸗ 
biete zu behalten. 

Berlin, den 12. November 1838. 


a | 
Königlich Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
a x Seh. v. Werther. N 


Vbbeſehende Erklaͤrung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtimmende Er⸗ 
klaͤrung des Koͤniglich Saͤchſiſchen Miniſteriums der auswaͤrtigen Angelegenheiten 
vom 20. d. M. ausgewechſelt worden iſt, hierdurch zur Öffentlichen Kenntniß 
gebracht. 

Berlin, den 29. November 1838. 


Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


(No. 1951) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 17. November 1838., betreffend die Ausſtellung 
. 881.26.752.352.530 der ärztlichen Atteſte über den Geſundheitszuſtand der Gefangenen. 


„ 
Auf Ihren Bericht vom 25. v. M. genehmige Ich nach Ihrem Antrage, daß, 
außer den Kreis⸗Phyſikern und andern gerichtlichen Aerzten, auch die von den 
Staatsbehoͤrden bei den Gefangen⸗ und Straf⸗Anſtalten angeftellten Aerzte uͤber 
den Geſundheitszuſtand der Straͤflinge guͤltige Atteſte auszuſtellen befugt, und 
die Gerichte auf ſolche, insbeſondere auch Behufs der Verwandlung der wider 
dieſelben erkannten Leibesſtrafen, Ruͤckſicht zu nehmen verpflichtet ſeyn follen. 


Berlin, den 17. November 1838. 

9 Friedrich Wilhelm. 
n 8 

den Staats: und Juſtizminiſter Muͤhler. N 


